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Beiblatt zur Parlamentskorre§pondenz 4. Oktober 1955 

Mitte Juli 
Die A~g. K a n d u t S 0 h und Genossen habe~an den Bundesminist~r für 

Unterricht eine Anfrage, betreffend die A\lehnung der Stadt Innsbruok als Aus­

tragungsort der o~p18ohenW~nter~piele 1960 duroh das Ioo, geriohtet. Si~ 

haben darin an den Minister folgende zwei Fragen gerichtet: , 
1. Sieht der Herr 13undesmini~ter unter Hinweis auf die Tatsache, dass in 

den Statuten des 100 ausdrücklich eine Stadt als Austragungsort vorge­
sehen sein soll, eine M5glichkeit. eine Reassumierung des BeschlussetiJ 
des IOO zu erreiohen?' 

2. Ist der Herr Bundesminister bereit, im Hinblick auf denausserordent­
lichen-Schaden, den Österreich durch seine mangelhafte Vertretung im 
100 erlitten hat, seinen $influss ~uf das Österreichische Olympische 
Comitee geltend zu machen, dass endlich ein würdiger Repräsentant des 
österreichisohenSports zum Präsidenten gewählt wird? 

Hiezu teilt Bundesminister Dr. D r i m m e 1 folgendes mit: 

ad 1. Das Bun4esministerium für Unterricht war seinerzeit in Angelegen­
heit der Vergebung der olympischen Winterspiele 1960 resso,rtmässig nicht befasst 

worden und konnte auf dit-~ Wahl des Aust:t"a.gUngaortes dieser Winterspiele keiner­

lei Einfluss ausüben. Eine Möglictkeit, eine Reassumierung des Beschlusses des 

Internationalen Olympischen Comiteeszu erreichen, aesteht nicht,. 

ad 2. Das ~sterreichlsche OlY01p1sche Comitee hat Vereinscharakter. Das 

Bundesministerium für Unterricht als zuständiges Ressortm1nisterium für den 

österreichischen Sport ist dal:.er nicht in der L~e, die Wahl eines· Präsidenten 

des Österreichischen OlympischenComitees herbeizuführen. 

-.-.-.-
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